Wir brauchen ein Lieferkettengesetz, denn: TÜV Süd zertifizierte den Brumadinho-Staudamm in Brasilien als sicher, kurz bevor dieser brach und 246 Menschen in den Tod riss.
Das Zertifizierungsunternehmen TÜV Süd Brasilien, eine Tochterfirma der deutschen TÜV Süd-Gruppe, zertifizierte für den brasilianischen Bergbaukonzern Vale im September 2018 die Sicherheit des Damms eines Rückhaltebeckens für Minenschlämme in der Gemeinde Brumadinho. Damit gingen die brasilianischen Behörden davon aus, dass der Damm sicher ist, und unternahmen keine eigenen Kontrollen. Ende Januar 2019 brach der Damm und riss mindestens 246 Menschen in den Tod. Der schwermetallhaltige Schlamm hat ein Flussbett verseucht, bis heute sind Tausende Menschen von dem Dammbruch betroffen.
Mindestens 246 Menschen[footnoteRef:1] wurden beim Dammbruch in Brumadinho unter einer schwermetallhaltigen Schlammwelle begraben, zahlreiche Gebäude mitgerissen sowie der Fluss Paraopeba und das umliegende Tal kontaminiert. Die Sicherheit des Damms war wenige Monate vorher von TÜV Süd Bureau de Projetos e Consultoria Ltda (TSB) zertifiziert worden.[footnoteRef:2] TSB ist eine Tochterfirma der deutschen TÜV Süd-Gruppe. Dabei sei die kritische Situation des Damms laut Staatsanwaltschaft in Minas Gerais von Vertreter*innen der Betreiberfirma Vale und „besonders des Unternehmens TÜV Süd“ schon mehr als ein Jahr vor dem Einsturz diskutiert worden.[footnoteRef:3] Doch weil TÜV Süd Brasilien das Sicherheitszertifikat für den Damm ausstellte, veranlassten die brasilianischen Behörden keine weitere Überprüfung. Laut Staatsanwaltschaft bot die Betreiberfirma Vale dem TSB nach Zertifizierung des Katastrophen-Damms weitere lukrative Verträge an.[footnoteRef:4]  [1:  Globo (2019): Lista de mortos na tragédia em Brumadinho. Veröffentlicht unter: https://g1.globo.com/mg/minas-gerais/noticia/2019/01/26/veja-quem-sao-as-vitimas-da-tragedia-em-brumadinho.ghtml, letzter Zugriff am 01.08.2019.]  [2:  Tribunal de Justiça de Minas Gerais (2019): Decisão do Poder Judiciário do Estado de Minas Gerais do 9 de maio de 2019, Processo No. 5000218-63.2019.8.13.0090. Réu: TÜV Süd Bureau de Projetos e Consultoria Ltda., TÜV Süd SFDK Laboratório de Análise de Produtos Eirele [Gerichtsurteil].]  [3:  Gude, Hubert/Klaus Hecking (2019): Brasilianische Richterin wirft TÜV Süd Versagen vor. Veröffentlicht unter: https://www.spiegel.de/wirtschaft/brasilien-richter-werfen-tuev-sued-versagen-vor-a-1269145.html, letzter Zugriff am 01.08.2019.]  [4:  Ministério Público do Estado de Minas Gerais (2019): Procedimiento Investigatorio Criminal n. MPMG, Inquérito Civil n. MPMG-0090.16.000311-8.] 

Das Gericht in Minas Gerais ordnete im Mai 2019 an, dass TSB bis auf Weiteres keine Minendämme mehr in Brasilien zertifizieren darf. Dem Unternehmen wird in dem Gerichtsurteil Korruption und Irreführung der Behörden vorgeworfen.[footnoteRef:5] Das Urteil legt nahe, dass auch ein Mitarbeiter der Münchner TÜV-Süd-Zentrale von den Problemen mit dem Damm frühzeitig Bescheid wusste – und womöglich sogar die Entscheidung traf, dem Damm die Sicherheitsbescheinigung zu erteilen.[footnoteRef:6] [5:  Tribunal de Justiça de Minas Gerais (2019).]  [6:  Gude, Hubert/Klaus Hecking (2019).] 

Ein deutsches Lieferkettengesetz hätte die Katastrophe verhindern können. Es würde an Prüfunternehmen wie den TÜV die gleichen menschenrechtlichen und ökologischen Sorgfaltsanforderungen stellen wie an die von ihnen überprüften Unternehmen.
So wäre der TÜV Süd dazu verpflichtet, die menschenrechtlichen Risiken einer Zertifizierung durch sein brasilianisches Tochterunternehmen zu untersuchen. Außerdem wäre das Unternehmen einem höheren Haftungsrisiko ausgesetzt: Wenn sich die Einschätzung der brasilianischen Staatsanwaltschaft bestätigt, dass TÜV Süd trotz des Wissens um die Risiken aus kommerziellem Interesse die Sicherheit des Damms zertifiziert hat, würde das Gesetz eine Zivilklage der Betroffenen gegen TÜV Süd Deutschland erleichtern. 
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